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άLƴǘŜǊŀŎǘƛǾŜ 5ŜƳƻŎǊŀŎȅ Ǉǳƭƭǎ ǇƻƭƛǘƛŎŀƭ ǇƻǿŜǊ ŀǿŀȅ ŦǊƻƳ ǘƘƻǎŜ ǿƘƻ 
secretly and insidiously buy political power, and gives it back to 
voters. Instead, the supercapitalists have to persuade us by the merit 
ƻŦ ǘƘŜƛǊ ŀǊƎǳƳŜƴǘǎΦέ 

Professor Robert Reich, University of California, Berkeley 

 

 

α5ƛŜ ŘƛƎƛǘŀƭŜ wŜǾƻƭǳǘƛƻƴ ŜǊƳǀƎƭƛŎƘǘ ŘŜǊ aŜƴǎŎƘƘŜƛǘ ŜƛƴŜ ²ŜƛǘŜǊŜƴt-
ǿƛŎƪƭǳƴƎ ŘŜǊ 5ŜƳƻƪǊŀǘƛŜΣ ōŜƛ ŘŜǊ ώΧϐ ŘƛŜ aƛǘōŜǎǘƛƳƳǳƴƎǎƳǀƎƭƛŎh-
keiten jedes Einzelnen gestärkt werden können. Die Piratenpartei 
sieht es als Ihre Aufgabe an, die Anpassung der gelebten Demokratie 
in der Bundesrepublik an die neuen Möglichkeiten des 21. Jahrhun-
ŘŜǊǘǎ Ȋǳ ōŜƎƭŜƛǘŜƴ ǳƴŘ Ȋǳ ƎŜǎǘŀƭǘŜƴΦά 

Artikel 1, Parteiprogramm der Piratenpartei 

 

 

αLiquid Democracy: Triumph des Netzwerks über die HierarchieΦά 

Benjamin Siggel, Blogger und Mitglied der Piratenpartei 
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Zusammenfassung- diese Arbeit als Wordcloud 

 

Diese WordŎƭƻǳŘ ǿǳǊŘŜ ƳƛǘƘƛƭŦŜ Ǿƻƴ α²ƻǊŘƭŜΦƴŜǘά ŜǊǎǘŜƭƭǘΦ 9ǎ wertet häufig verwendete Begriffe aus und vermittelt somit einen ersten Eindruck, 
worum es grob im folgenden Text geht.   
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Hinweise 

Parteimitgliedschaft: Der Autor ist seit Juni 2009 Mitglied der Piratenpartei Deutschland. Zwischen Sep-
tember 2009 und Februar 2010 war er Landesvorsitzender des Landesverbandes Mecklenburg Vorpom-
mern. Der Autor ist sich der besonderen Schwierigkeit einer objektiven Arbeit bewusst, verweist jedoch 
darauf, dass viele Partei-Darstellungen von Parteimitgliedern verfasst wurden. Die Mitgliedschaft bietet oft 
auch einmalige Innenansichten, die einem externen Parteiforscher verborgen bleiben. Auch wenn alle An-
strengungen unternommen wurden, die folgende Darstellung so neutral wie möglich zu verfassen, möchte 
der Autor zur Transparenz auf seine Mitgliedschaft hier explizit hinweisen.  

 

 

 

Veröffentlichung: Der Autor ist der Überzeugung, dass Wissen frei sein muss und stellt die Arbeit daher 
ǳƴǘŜǊ ŘƛŜ /ǊŜŀǘƛǾŜ /ƻƳƳƻƴǎ αbŀƳŜƴǎƴŜƴƴǳƴƎ-Nicht-kommerziell-Weitergabe-unter-gleichen-Bedingung-
en-3.0-DeutscƘƭŀƴŘά-Lizenz (CC BY-NC-SA 3.0). Das Kopieren der Arbeit ist erwünscht. 

 

 

 

 

 

 

 

Abkürzunsverzeichnis:  

 LQFB = Liquid Feedback 

 LD = Liquid Democracy 

 BuVo = Bundesvorstand 

 BPT = Bundesparteitag 
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1.) Einleitung  

Die Demokratie 1.0 braucht ein Update 

Wie funktioniert eigentlich innerparteiliche Demokratie? Eher zufällig stand am Anfang der Recherche für 
diese Arbeit der Bundesparteitag (BPT) der CDU im November 2010, welcher per Livestream ins Netz über-
tragen wurde. Doch von innerparteilicher Demokratie konnte der Autor dort nicht viel entdecken. Die Kan-
didaten für den Parteivorstand und das Präsidium werden allein von diesen vorgeschlagen. Es gibt genauso 
viele Kandidaten wie Plätze. Die Delegierten müssen mindestens dreiviertel aller vorgeschlagenen Kandida-
ten wählen, sonst wird der Wahlzettel ungültig. Schon mathematisch ist es unter dieser Bedingung schwie-
rig, für einen Kandidaten unter 50 Prozent Zustimmung zu kommen. Den Parteivorderen werden bis zu 
zweistündige Reden und Grußworte eingeräumt. Eine Diskussion über die Kandidaten oder wenigstens 
Fragen sind nicht vorgesehen.  

Nach zwei Tagen Reden und Vorstandswahlen werden drei Leitanträge des Vorstands durchgewunken. Nur 
ōŜƛƳ !ƴǘǊŀƎ tǊŅƛƳǇƭŀƴǘŀǘƛƻƴǎŘƛŀƎƴƻǎǘƛƪ αŜǊƭŀǳōǘά ŘƛŜ tŀǊǘŜƛŦǸƘǊǳƴƎ ŜƛƴŜ ƻŦŦŜƴŜ 5ŜōŀǘǘŜ. Als es am dritten 
Tag endlich zu den vielen Anträgen auǎ ŘŜǊ tŀǊǘŜƛōŀǎƛǎ ƪƻƳƳǘΣ αōŜŘŀǳŜǊǘά ŘƛŜ tŀǊǘŜƛǘŀƎǎƭŜƛǘǳƴƎΣ Řŀǎǎ ŘŜǊ 
Parteitag ja bereits fast vorbei sei. Die (vom Vorstand zusammengesetzte) Parteitagskommission habe aber 
alle Anträge und Änderungsanträge gelesen und für alle eine Entscheidungsempfehlung gegeben. Zwei 
mutige Parteimitglieder, deren Anträge von der Antragskommission abgelehnt wurden, gehen auf die Büh-
ne und wiedersprechen dem Votum. Der Parteitag befindet sich da bereits in Auflösung, nur wenige hören 
zu. Danach stimmt der Parteitag mit einer einzigen Blockabstimmung allen vielen Hundert Abstimmungs-
empfehlungen der Antragskommission zu. Die Website des Parteitags www.karlsruhe2010.cdu.de hält da-
nach ausschließlich die Leitanträge und Reden zum Download bereit. Man findet weder ein Wortprotokoll 
noch die Anträge der Basis.  Kurzum: Von außen betrachtet drängt sich der Eindruck auf, als seien die Dele-
gierten aus den Landesverbänden lediglich Statisten einer Medieninszenierung gewesen. 

Doch das Bild ist etwas überzeichnet. Auch in der CDU gibt es Einflussmechanismen hinter den Kulissen. Die 
Zusammensetzung des Vorstands berücksichtigt Wünsche der Landesvorstände, die Antragskommission 
berücksichtigt vermutete und tatsächliche Strömungen in der Parteibasis, verdiente Funktionäre wirken im 
Vorfeld auf alle Prozesse ein usw. In Interviews, in TV-Debatten und Zeitungen findet eine mehr oder weni-
ger konstruktive Debatte von Vertretern der Parteiflügel statt (siehe."Mediendemokratie"). Der Parteitag 
ist jedoch nur noch ein Produkt nicht mehr Ort innerparteilicher Demokratie. Dies betrifft nicht nur die 
CDU, sondern auch die SPD und etwas weniger deutlich die anderen klassischen Parteien. 

Bei dieser Methode bleibt jedoch die transparente und argumentative Debatte auf der Strecke. Dies ist vor 
allem für die Wähler ς gleich ob außerhalb oder innerhalb der Partei ς problematisch. Denn wenn die ei-
gentliche Politik hinter verschlossenen Türen stattfindet, wie soll dann der Wähler seine Kontrollfunktion 
ausüben?  

Und auch für Parteimitglieder funktioniert Beteiligung nur noch eingeschränkt. Das Netzwerken wird wich-
tiger als die Inhalte. Und auch für die Parteiführung ist die Situation nicht leicht. Sie muss Strömungen in 
der Partei berücksichtigten und in Kompromissformulierungen einbinden ohne vorher zu wissen, wie groß 
die Mehrheiten tatsächlich sind. Fehleinschätzungen, daraus resultierend übervorsichtige sowie fast nichts 
mehr aussagende Konsenspapiere und ein ewiger Trend zu einer imaginären Mitte, sind die Folgen.   

Die Kritik an der Partei als hierarchische Organisationsform ist nicht neu, sondern begann mit der Entwick-
lung der Parteien im frühen 20 Jahrhundert. Neu hingegen ist, dass im anbrechenden Informationszeitalter 
die Daseinsberechtigung von hierarchischen Entscheidungsstrukturen grundsätzlich in Frage gestellt wird. 
Bisher galten bei großen Personengruppen ς egal ob in Vereinen, NGOs, oder Parteien ς  hierarchische 
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Strukturen als die einzig mögliche und logische Organisationsform, die lediglich vereinzelt durch Elemente 
direkter Demokratie, etwa Ur- oder Volkabstimmungen, durchbrochen werden sollte.  

Doch diese unerschütterliche Hierarchie  wird durch dezentrale Onlineprojekte zunehmend in Frage ge-
stellt. Die Wikipedia wird als allmählich als Wissensbibliothek anerkannt, die Netzbewegung rund um den 
αAK Zensurά ǎǘƻǇǇǘ α½ŜƴǎǳǊǎǳƭŀάΣ α!ƴƻƴȅƳƻǳǎά-Aktivisten auf der ganzen Welt legen Webseiten der größ-
ten Kreditkartenhersteller lahm, Blogger bringen den Bundespräsidenten zum Rücktritt, das Guttenplag-
Wiki stürzt den Verteidigungsminister und revolutionäre Bewegungen in Nordafrika können trotz massiver 
ǎǘŀŀǘƭƛŎƘŜǊ ¦ƴǘŜǊŘǊǸŎƪǳƴƎ ŘŜǊ αƻǊƎŀƴƛǎƛŜǊǘŜƴά hǇǇƻǎƛtion nicht gebremst werden. Dezentrale Kollaboration 
entfaltet Wirkungen in bisher nicht gekannten Maßen.  

  
Abbildung 1.1-1 -- Links: Carlos Latuff

2
, Mubarak Tripping On Tech Generation Media. Rechts: Foto von Alex Schäfer. Zeigt den Stutt-

gart 21 Aktivisten ĂHanSoloñ, der mit zahlreichen Kameras Videos live ins Internet ¿bertrªgt. Der mobile Ein-Mann-Rundfunkwagen. 

Gleichzeitig wächst der Wunsch nach Mitbestimmung: Stuttgart 21, die Proteste für den Atomausstieg, 
Raucherverbote in München, die Offenlegung der geheimen Verkaufsverträge der Berliner Wasserwerke, 
oder die abgelehnte Schulreform in Hamburg sind nur einige Beispiele erfolgreicher Bürgerbeteiligungen 
von unten. Laut einer Studie von Bitkom, wünschen sich 80  Prozent der Bürger, über das Internet, auf 
kommunale Politik Einfluss nehmen zu können.3 Knapp 60  Prozent ǿƻƭƭŜƴ ǎƛŎƘ αǸōŜǊ ŘƛŜ ²ŀƘƭ Ƙƛƴŀǳǎά ŀǳŎƘ 
auf Bundesebene einbringen, so eine Bertelsmann-Umfrage.4 Und nach einer Allensbach-Studie wünschen 
sich fast zwei Drittel der Bevölkerung eine Online-.ŜǘŜƛƭƛƎǳƴƎ αōŜƛ ŀƭƭƎŜƳŜƛƴŜƴ ǇƻƭƛǘƛǎŎƘŜƴ ¢ƘŜƳŜƴ ǳƴŘ 
DŜǎŜǘȊŜǎǾƻǊƘŀōŜƴά.5 Besonders groß ist dieser Wunsch unter der jungen, politisch aktiven Generation.  

Wenn dem Bürger über das Internet sämtliche Dokumente, Expertenmeinungen und Fachinformationen 
vorliegen und er sich im Einzelfall sogar besser auskennt als die überforderten Ministerien, warum werden 
Gesetze nicht in Wikis gemeinsam verfasst? Warum dürfen Bundestagsabgeordnete, die die Gesetze nicht 
einmal lesen, abstimmen und alle anderen nicht? Wenn sich Interessensgruppen innerhalb von Stunden 
über das Netz abbilden lassen und gemeinsam Texte und Positionspapiere verfassen können, warum be-
stimmen dann noch allein Vorstände, was in Parteien besprochen wird? Wenn die junge Generation im 
hohen Maße politisch aktiv ist und sich in hunderten NGOs organisiert, jedoch den Parteien fast geschlos-
sen fern bleibt, mit welchem Recht haben diese dann noch ein Monopol auf die politische Willensbildung? 
Oder noch radikaler gefragt: Brauchen wir in 20 oder 40 Jahren überhaupt noch ineffiziente und kostspieli-
ge Organisationen wie Parteien oder Parlamente?  

!Ǌƴƻ ²ƛŘƳŀƴƴ ǎŎƘǊŜƛōǘ ƛƴ ŘŜǊ CǊŀƴƪŦǳǊǘŜǊ wǳƴŘǎŎƘŀǳ ōŜǊŜƛǘǎ ǾƻƳ αtŀǊǘŜƛŜƴǎǘŀŀǘ ƛƴ !ǳŦƭǀǎǳƴƎάΥ  

                                                           

2
 Latuff, Carlos, Mubarak Tripping On Tech Generation Media, Mediawiki, 2011, http://goo.gl/kLENR. 

3
 Scheer, August-Wilhelm, Connected Worlds - Wie Lebens- und Technikwelten zusammenwachsen Pressekonferenz zum Leitthema 

der CeBIT 2010, 2010, http://goo.gl/XhaaN. 
4
 Korge, Johannes, Bürger drängen an die Macht, Spiegel Online, 2011, http://goo.gl/iiaPW. 

5
 Heuzeroth, Thomas/Eigendorf, J.,  Die Grünen sind im Internet eine Volkspartei, Welt Online, 2011, http://goo.gl/5QUTo. 
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α±ƻǊ ŀƭƭŜƳ ƛǎǘ ŜǊ ώŘŜǊ ²ǳǘōǸǊƎŜǊϐ Řŀǎ tǊƻŘǳƪǘ ŜƛƴŜǊ 9ƴǘǿƛŎƪƭǳƴƎΣ ŀƴ ŘŜǊŜƴ 9ƴŘŜ 9ƛƴȊŜƭƴŜ ǎǘŜƘŜƴΣ ŘƛŜ 
Wert darauf legen, auch als Einzelne ernst genommen, gewürdigt zu werden. Jeder von ihnen weiß, 
dass er im Netz innerhalb weniger Stunden Hunderte finden kann, die ihn bestärken. Er braucht kei-
ne Partei mehr, um sich politisch zu bilden. Er sucht je nach Anlass sich neue Bündnispartner.  

Dieser Bürger mag den Parteienstaat nicht. Er ist darum kein Antidemokrat. Möglicherweise geht 
der Parteienstaat seinem Ende entgegen. Jene Art von Demokratie, die wir kennen, über die wir 
nicht hinausblicken können. Aber wir müssen uns wohl auch nach einer Brückentechnologie umse-
ƘŜƴΦά6 

Die Piratenpartei sucht zurzeit nach Antworten auf diese Frage. In Island entsteht zurzeit die erste Verfas-
sung eines Landes unter Online-Beteiligung über Facebook.7 Bewusst hat man dort auf Abstimmungen ver-
zichtet, denn 5ŜƳƻƪǊŀǘƛŜ Ƴǳǎǎ ƳŜƘǊ ǎŜƛƴ ŀƭǎ α[ƛƪŜ-.ǳǘǘƻƴǎά Ȋǳ ƪƭƛŎƪŜƴΣ ǿŀǎ ŀƭǎ unreflektierter αClicktivismά 
ƻŘŜǊ αSlacktivismά ǾŜǊǎŎƘǊƛŜƴ ƛǎǘΦ8  

 
1.1-2  -- Eine Abstimmung in Facebook. Fehlende Debatte, Gruppeneffekte und Ad-hoc Entscheidungen führen zu solchen Ergebnis-
sen. Auch die Unterstützungswelle für Karl-Theodor zu Guttenberg hatte ähnliche Ursachen. Clicktivism ist nicht das Ziel der Liquid 
Democracy. Screenshot-Quelle: Twitter-Nutzerin Ă@iLoreeneñ, 2011, http://twitpic.com/4wq5r7. 

Und auch die Piratenpartei sucht nach neuen Konzepten. Die Partei setzt dabei vor allem auf ein Konzept 
namens α[ƛǉǳƛŘ 5ŜƳƻŎǊŀŎȅά (LD), welches in amerikanischen Wikis erdacht wurde. Dieses setzt auf eine 
ganz neue Mischung aus direkter und repräsentativer Demokratie. Bürger sollen zukünftig jederzeit ihre 
Stimmabgabe wiederrufen und neu vergeben können. Für verschiedene Themen können verschiedene 
Parteien oder einzelne Experten gewählt werden. Und falls gewünscht, ist jederzeit die Mitarbeit am Ge-
setzentwurf und die direkte Stimmabgabe möglich.  

Um das Konzept zu testen und um dafür zu werben, hat sich die Piratenpartei im August 2010 zu einem 
parteiinternen Pilotprojekt entschlossen. Zwei Programmierer der Partei entwarfen innerhalb kurzer Zeit 
ŘƛŜ {ƻŦǘǿŀǊŜ α[ƛǉǳƛŘ CŜŜŘōŀŎƪά (LQFB). Innerhalb von wenigen Monaten wurde damit ein ganzer Parteitag 
vorbereitet und über 1500 Initiativen der Parteimitglieder zur Abstimmung gestellt.  

Forschungsfrage 

Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, die Software Liquid Feedback zu erforschen, Probleme und Stärken zu 
beschreiben und sich der Frage anzunähern, ob LQFB als Erfolg gewertet und damit auch auf andere Partei-
en übertragen werden kann. Dafür werden die Erfahrungen der Parteimitglieder, die praktische Anwen-
dung der Software und die Einschätzung des Bundesvorstands der Partei ausgewertet.  

Damit soll indirekt auch der Frage nachgegangen werden, ob die Prinzipien der LD funktionieren und wel-
ches Potential sie für die Weiterentwicklung der repräsentativen Demokratie haben. Könnte die repräsen-
tative Demokratie bald ergänzt oder ganz abgelöst werden?   

                                                           

6
 Widmann, Arno, Parteienstaat in Auflösung, Frankfurter Rundschau, 2011, http://goo.gl/UP7Ok. 

7 
Mühlbauer, Peter, Verfassung via Crowdsourcing - Island setzt Maßstäbe in Sachen Bürgerbeteiligung, Heise.de, 

http://www.heise.de/tp/blogs/8/149977. 
8
 Kritisiert warden soziale Effekte, schnelle Auf- und Abs, Adhoc-Entscheidungen ohne Reflektion und fehlende Nachhaltigkeit des 

Engagements. Vergleiche dazu: Banfield-Mumb, Alexander/ Schossböck, Judith, Get off your ass. From Clicktivism to Slacktivism to 
Activism, Vortrag auf der republica 2010,  http://goo.gl/Bf2qz. 
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Als Voraussetzung für diese Bewertung wurde vorab eine theoriegeleitete Aufbereitung der Konzepte in-
nerparteilicher Demokratie, sowie Liquid Democracy und Liquid Feedback erarbeitet.   

Eingrenzung des Untersuchungsgegenstands 

Von einem Vergleich mit innerparteilicher Demokratie in anderen Parteien wurde aus forschungstechni-
schen Gründen Abstand genommen. Insbesondere fehlten für einen Vergleich leicht zugängliche Daten, wie 
Wortprotokolle von Parteitagen, Möglichkeiten für halbwegs repräsentative Umfragen oder Gespräche mit 
Parteivorständen.  

Weiterhin beschränkt sich die Arbeit fast ausschließlich auf die  Software LQFB und ihre Wirkung. Andere 
Aspekte der innerparteilichen Demokratie der Piratenpartei ς wie z. B. der Verzicht auf ein Delegiertensys-
tem ς wurden nicht untersucht.    

Der empirische Teil der Arbeit wurde zwischen November 2010 und Mai 2011 durchgeführt. Die erste Um-
frage fand damit nach der Einführung von LQFB statt. Ein Vergleichspunkt vor der Einführung der Software 
fehlt daher.  

Gliederung der Arbeit 

Das Kapitel 2 ς Triebfedern der Liquid Democracy Entwicklung ς beginnt mit einer Einführung in das Thema 
innerparteiliche Demokratie. Dort ist auch eine Definition für eine ideale innerparteiliche Demokratie gege-
ben. Im selben Kapitel werden anschließend die Veränderungen der Gesellschaft durch das Internet syste-
matisch dargestellt. Dabei geht es besonders um die Folgen von Informationsverbreitung generell, beson-
ders aber um die Folgen für die Kommunikation innerhalb der Piratenpartei. 

Aus dem Verständnis über die Vorteile, aber auch ausgehend von den Problemen, die aus der chaotischen 
Netzkommunikation resultierten, entstand in der Partei der Wunsch nach einem verbindlichen, sicheren 
und belastbaren Abstimmungsverfahren, um für die basisdemokratische Partei auch jenseits der jährlichen 
Parteitage Handlungsfähigkeit zu gewinnen. In den Kapiteln 3 und 4 werden deshalb die Geschichte, die 
Entstehung und die Konzepte von LD sowie der Software-Umsetzung LQFB ausführlich dargestellt.  

Kapitel 5 widmet sich kurz den in der Piratenpartei umstrittensten Elementen des Konzeptes und präsen-
tiert die Argumente von Kritikern und Befürwortern. Diese Kritikpunkte waren die Vorlage für die eigentli-
che Analyse in den Kapiteln 6 und 7 (das Kapitel 7 ist nur aus Gründen des Umfangs ein eigenes Kapitel, 
gehört jedoch thematisch zu Kapitel 6 dazu).  

In Kapitel 8 wird die Arbeit zusammenfasst und ein Fazit gezogen.  

Methodik 

Um ein möglichst breites Bild der Software zu erhalten, setzt sich die Analyse aus fünf verschiedenen Ele-
menten zusammen. Dazu gehören die Analyse zweier Themen-Debatten in LQFB (Atomausstieg und Bedin-
gungsloses Grundeinkommen), ein Vergleich der BPTe in Chemnitz und Bingen (einmal mit, einmal ohne 
LQFB Vorbereitung), die Auswertung der Nutzerstatistiken in LQFB, Experteninterviews mit allen Mitglie-
dern des Bundesvorstands (BuVo) sowie zwei Umfragen unter den Parteimitgliedern.  

Schwerpunkt der Untersuchung lag dabei auf den zwei parteiinternen Umfragen. Sie hatten das Ziel die 
Zufriedenheit der Parteimitglieder, zum einen mit der konkreten Software-Lösung LQFB und zum anderen 
mit der der innerparteilichen Demokratie insgesamt, zu messen. Die Methoden der einzelnen Untersu-
chungselemente werden in den jeweiligen Kapiteln dargestellt.  
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2.) Triebfedern der Liquid Democracy 
Entwicklung 

Die Entwicklung der Liquid Democracy hat sicher viele Ursachen ς etwa der in den USA umgreifende Lobby-
ismus und das zunehmende Staatsversagen. Die zwei wichtigsten sind jedoch zum einen der totale Ver-
trauensverlust in die Institutionen der jetzigen Demokratie,  insbesondere Parteien und Parlamente, und 
zum anderen die Veränderungen in der Informations- und Kommunikationstechnologien, die das Internet 
brauchte.  Diese Triebfelder sollen im Folgenden als Grundlage für diese Arbeit dargestellt werden.   

2.1.) Grundlage: Was ist Innerparteiliche Demokratie? 

Einen Überblick zur innerparteilichen Willensbildung hat Ulrich von Alemann in seinem Buch Das Parteien-
system der Bundesrepublik Deutschland10 im gleichnamigen Kapitel niedergelegt.  

Die innerparteiliche Demokratie leitet sich aus Artikel 21 GG, sowie aus den Leitsätzen des Artikels 20 Abs. 
1 GG ab. Erst 1967 schufen die Parteien auf Druck des Bundesverfassungsgerichtes das im Grundgesetz 
geforderte Parteiengesetz mit detaillierten Bestimmungen. Die meisten Bestimmungen darin regeln jedoch 
die staatliche Parteienfinanzierung, die das Verfassungsgericht andernfalls kippen wollte. Entsprechend 
finden sich im Gesetz nur Grundsätze für die innerparteiliche Demokratie: 

Parteiintern: 

ω Vertikaler Aufbau: Alle Macht liegt nach dem Gesetz bei der Basis. Das höchste Gremium ist 
der Parteitag mit einigen garantierten Rechten. Jede Partei ist von unten nach oben aufge-
baut. Die Führung ist von der Basis abhängig. 

ω Funktionaler Aufbau: Regelmäßige Wahl der Vorstände, Verantwortung der Vorstände ge-
genüber den Parteitagen, Abberufbarkeit, Gewaltenteilung in Form von Partei-
Schiedsgerichten, die unabhängig vom Vorstand gewählt werden. 

ω Regionaler Aufbau: Föderale Aufteilung mit eigenen Kompetenzen auf Landesebene, gleich-
zeitig jedoch auch starkes Durchgriffsrecht der Spitze gegen rebellische Teilverbände 

ω Grundrechte der Mitglieder: Gleichberechtigung und gleiches Stimmrecht, Freiheit der 
Meinungsäußerung, Schutz vor willkürlichem Ausschluss und Eintrittsverweigerung. 

Parteiextern: 

ω Transparenz der Partei gegenüber Öffentlichkeit durch Publizitätspflicht von Satzungen, 
Programm und Vorstandsbesetzungen sowie Offenlegung von Parteifinanzen. 

ω Kandidatenaufstellung nach Bundes- und Landeswahlgesetzen verlangt demokratische No-
minierung durch Parteitage. 

 

2.1.1.) Die politikwissenschaftliche Kritik   

Doch reichen diese Bestimmungen aus? Die politikwissenschaftliche Literatur ist überwiegend unzufrieden, 
warnend bis hin zu alarmierend.  

                                                           

10
 Von Alemann, Ulrich, Das Parteiensystem der Bundesrepublik Deutschland, 2001, S. 125-137. 
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α5ƛŜ DǊǳƴŘŦǊŀƎŜ ƴŀŎƘ ƛƴƴŜǊǇŀǊǘŜƛƭƛŎƘŜǊ 5ŜƳƻƪǊŀǘƛŜ ƛǎǘ ŜƛƴŜ {ŎƘƭǸǎǎŜƭŦǊŀƎŜ ŘŜǊ ƧǳƴƎŜƴ tŀǊǘŜƛŜƴǎƻȊƛo-
logie bereits um die Jahrhundertwende gewesen. Sie hat seither die Politikwissenschaft nicht mehr 
ƭƻǎƎŜƭŀǎǎŜƴάΦ11 

Hier die zwei nach Alemann dominierenden Grundthesen12:  
a) bŀŎƘ ŘŜǊ αƎƻǳǾŜǊƴŜƳŜƴǘŀƭŜn !ōƭŜƛǘǳƴƎά ŀƎƛŜǊŜƴ tŀǊǘŜƛŜƴ ƛƴ ŘŜǊ .w5 ŀƭǎ ŜƛƴŜ !Ǌǘ vǳŀǎƛ-Verfassungs-
organ. Demnach reiche es, dass Parteien, wie das deutsche Parlament, nach dem Modell der repräsentati-
ven Demokratie organisiert sind (Ist-Zustand).  

b) bŀŎƘ ŘŜƳ αǇŀǊǘƛȊƛǇŀǘƻǊƛǎŎƘ-ŜƳŀƴȊƛǇŀǘƻǊƛǎŎƘά-Ansatz sind Parteimitglieder, als Bürger, der Herrschaft der 
Parteien unterworfen. Anhänger dieser These fordern deshalb eine enge Bindung der Parteiführung an ihre 
Basis mit möglichst vielen direktdemokratischen Elementen. Beispiele: "recall", Ämterrotation, imperatives 
Mandat. 

Als Klassiker der Parteien-Kritik führt Alemann Robert MichelsΨ Zur Soziologie des Parteiwesens in der mo-
dernen Demokratie. Untersuchungen über die oligarchischen Tendenzen des Gruppenlebens von 1911 und 
Moisei Ostrogorskis Struktur- und Systemprobleme der Parteiendemokratie von 1902 an. 

Für Ostrogorski überstiegen die Folgen der industriellen Revolution und das neue Wahlrecht die Kapazität 
des Bürgers. Parteien entstanden daher als Bindeglied zwischen Wähler und politischer Führung. Jedoch 
begannen Parteiorganisationen ein Eigenleben zu entwickeln, übten Macht und Kontrolle aus. Da die Wie-
derwahl nun von der Partei abhing, standen sogar gewählte Regierungen unter ihrem Einfluss. Weil jedoch 
Parteiorganisationen primär an ihren eigenen Nutzen dachten, litt das Gemeinwohl.  
 
Als Lösung schlug Ostrogorski die Abschaffung der Parteien vor. Sie sollten durch temporäre Vereinigungen 
Ƴƛǘ ŜƛƴŘŜǳǘƛƎŜƳ ½ǿŜŎƪ ŜǊǎŜǘȊǘ ǿŜǊŘŜƴΣ ŘƛŜ ǎƛŎƘ ŀǳŦƭǀǎŜƴΣ ǿŜƴƴ ŘŜǊ ½ǿŜŎƪ ŜǊǊŜƛŎƘǘ ƛǎǘΦ 9ƛƴŜ αƴŀǘǸǊƭƛŎƘŜ 
9ƭƛǘŜάΣ ŎƘŀǊŀƪǘŜǊƛǎƛŜǊǘ ŘǳǊŎƘ 9ƴƎŀƎŜƳŜƴǘ ǳƴŘ CŅƘƛƎƪŜƛǘŜƴ, würde dann die Macht durch ihre Führerschaft in 
politischen Sachfragen übernehmen. 

Robert Michels kritisierte, dass Parteien nicht dazu in der Lage seien, die Demokratie innerparteilich durch-
zusetzen, für die sie ja  ǳǊǎǇǊǸƴƎƭƛŎƘ ŀƴƎŜǘǊŜǘŜƴ ǿŀǊŜƴΦ bŀŎƘ ǎŜƛƴŜƳ αehernen DŜǎŜǘȊ ŘŜǊ hƭƛƎŀǊŎƘƛŜά ōe-
Ǝƛƴƴǘ ŘŜǊ {ǸƴŘŜƴŦŀƭƭ Ƴƛǘ ƧŜŘŜǊ CƻǊƳ ŘŜǊ hǊƎŀƴƛǎŀǘƛƻƴΥ α²ŜǊ hǊƎŀƴƛǎŀǘƛƻƴ ǎŀƎǘΣ ǎŀƎǘ ¢ŜƴŘŜƴȊ ȊǳǊ hƭƛƎŀr-
ŎƘƛŜά. Weiterhin heißt es: α5ƛŜ aŀŎƘǘ ŘŜǊ CǸƘǊŜǊ ǿŅŎƘǎǘ ƛƳ ƎƭŜƛŎƘŜƴ aŀǖǎǘŀōŜ ǿƛŜ ŘƛŜ hǊƎŀƴƛǎŀǘƛƻƴά. Und: 
α5ƛŜ aǳǘǘŜǊ ŘŜǊ Ierrschaft der Gewählten über die Wähler, der Beauftragten über die Auftraggeber, der 
5ŜƭŜƎƛŜǊǘŜƴ ǸōŜǊ ŘƛŜ 5ŜƭŜƎƛŜǊŜƴŘŜƴά ǎŜƛ ŘƛŜ Parteiorganisation.13  
 
Aus kommunikationstechnischen Bedingungen sei es unmöglich, demokratische Entscheidungen in größe-
ren Gruppen zu finden. Die größtmögliche Gruppe für direktdemokratische Entscheidungen vermutet Mi-
chels zwischen 1.000 bis 10.000 Personen. In der Folge seien Delegationen von Macht und Hierarchie not-
wendig. Diese Delegationen führten jedoch automatisch zu einem Wissensvorsprung einer Führungs-
schicht. Oligarchische Macht entstehe also nicht nur aus Hierarchien, sondern vor allem aus Wissensmono-
polen. 

Die herausgehobene Elite verwandelt sich aufgrund von Gruppendynamik und Grenzen der Organisationen 
in schwerfällige, konservative Bürokratien. Im Ergebnis entfremde sich die Elite von ihrer Basis und kor-
rumpiere. Deshalb würden Parteien in komplexen Gesellschaften zwangsläufig in Führerstrukturen enden. 

                                                           

11
 Vgl. ebd., S. 133. 

12
 Vgl. ebd., S. 133. 

13
 Michels, Robert, Zur Soziologie des Parteiwesens, o.J., S. 381, zitiert nach Thaysen, Uwe, Denken ohne Diskussion? Zur innerpartei-

lichen Demokratie in der Bundesrepublik, in: Graf von Krockow, Christian und Lösche, Peter, Parteien in der Krise, 1986, S. 65.  
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Während Alemann MichelsΨ Arbeit als eine von zweifelhaften deterministischen Thesen kritisiert, räumt er 
ein, dass Michel's Thesen von der modernen Organisationssoziologie gestützt werden. Diese formulieren,  
ǿŜƴƴ ŀǳŎƘ Ŝǘǿŀǎ ǾƻǊǎƛŎƘǘƛƎŜǊΣ Řŀǎǎ hǊƎŀƴƛǎŀǘƛƻƴŜƴ α9ƴǘǎŎƘŜƛŘǳƴƎǎŜƭƛǘŜƴ ŜƛƴŜƴ ±ƻǊǎǇǊǳƴƎ ŀƴ YƻƳƳǳƴƛƪa-
tion, InfƻǊƳŀǘƛƻƴ ǳƴŘ ǿŜƛǘŜǊŜ IŜǊǊǎŎƘŀŦǘǎƳƛǘǘŜƭ ŀƴ ŘƛŜ IŀƴŘ ƎŜōŜƴάΦ14 

Auch die moderne Parteienkritik zitiert noch immer Robert Michels, ist dabei jedoch differenzierter. Uwe 
Thaysen legte 198615 eine umfangreiche Liste vor, in der er die weitreichende Machtoligarchisierung in den 
Parteien in ihren vielen Phänomenen beschreibt. Eine zusammenfassende Wiedergabe: 

ω Soziale Kluft zwischen Mitgliedschaft (Mittelschicht), Wählerschaft (Unterschicht) und Führung 
(höhere Sozial- und Bildungsschicht) der Partei. 

ω Zentralisierung aller politisch wichtigen Sach- und Personalentscheidungen, möglichst auf die je-
weils höhere Ebene. 

ω Sachpolitische Entleerung der Partizipation (Plakate kleben). 
ω ±ƻƭƪǎǇŀǊǘŜƛŜƴ αŜƴǘǎŎƘŅǊŦŜƴά tŀǊǘŜƛǇǊƻƎǊŀƳƳŀǘƛƪ ǳƴŘ ƭŀǎǎŜƴ ŘŜƴ ±ƻǊǎǘŅƴŘŜƴ ƎǊǀǖŜǊŜƴ {ǇƛŜƭǊŀǳƳ 

zur Entfaltung von Eigenmächtigkeiten. 
ω Konzentrierung der programmatischen Planungen in Expertenzirkeln, Kommissionen und Berater-

gremien. Kreis- und Ortsverbände können sich daran meist nicht beteiligen und bleiben so außen 
vor. Entsprechend stammen die entscheidenden Initiativen nicht von den Delegierten, sondern aus 
der obersten Parteiebene. 

ω Mehr oder weniger diskrete Regie der Parteitage verhindert chancengleiche Diskussion. Die Partei-
führung hat dabei ein starkes politisches Übergewicht. Instrumente der Regie sind die Antrags-
kommission, die Redaktionsstäbe und eine geräuschlose Handhabung der Geschäftsordnung. 

ω Das vorherrschende (Selbst-)Verständnis der Parteien als Kampforganisation: Innerparteiliche De-
batten werden mit dem Verweis auf notwendigen Konsens unterdrückt. Zudem nehmen die Partei-
spitzen einen breiten Spielraum ein, um zuvor von Parteiversammlungen nicht abgesegnete Aussa-
gen zu treffen, welche von der Basis kaum revidiert werden können.16 

ω 5ƛŜ tŀǊǘŜƛǾƻǊǎǘŅƴŘŜ ƘŀōŜƴ ǎƛŎƘ ŜƛƴŜ !Ǌǘ αǇǊƻƎǊŀƳƳŀǘƛǎŎƘŜ wƛŎƘǘƭƛƴƛŜƴƪƻƳǇŜǘŜƴȊά ȊǳƎŜƭŜƎǘ ǳƴŘ 
diese teilweise auch in ihre Satzungen geschrieben (z. B.  die SPD).  

ω  αCƻǊǘǎŎƘǊŜƛǘŜƴŘŜ tǊƻŦŜǎǎƛƻƴŀƭƛǎƛŜǊǳƴƎ ŘŜǊ tƻƭƛǘƛƪ ǘŜƛƭǘ ŘƛŜ tŀǊǘŜƛƳƛǘƎƭƛŜŘŜǊ ƛƴ ²ƛǎǎŜƴŘŜ ǳƴŘ ¦ƴǿƛs-
sende, in Habende und Nicht-Habende. Die politischen Profis leben nicht nur für die Politik. Sie le-
ben auch von der Politik. Sie sind Eingeweihte. Sie kennen den Apparat, die Spielregeln, die Ge-
schäftsordnungen, den Diskussionsstand der Planungsgremien und - wichtiger noch - den Diskussi-
ƻƴǎǎǘŀƴŘ ŘŜǊ tŜǊǎƻƴŀƭƪƭǸƴƎŜƭΦά 

Das Parteiengesetz sei jedoch bewusst nach dem Vorbild der repräsentativen Demokratie geformt. Die 
Delegierten und  gewählten Parteiführer sind daher nicht an imperative Mandate ihrer Wähler gebunden. 
Im Gegenteil: Sie sollen sich sogar als politische Führer bewähren. Die Delegierten müssen sich also nicht an 
diejenigen orientieren, von denen sie ihre Macht erhalten haben. Thaysen wundert sich daher nicht, dass 
dƛŜǎŜ CƻǊƳ ŘŜǊ tŀǊǘŜƛƻǊƎŀƴƛǎŀǘƛƻƴ ŘŜƳ tǊƛƴȊƛǇ ŘŜǊ αƛƴƴŜǊǇŀǊǘŜƛƭƛŎƘŜƴ 5ŜƳƻƪǊŀǘƛŜά diametral entgegen-
steht.  

Dieser Widerspruch werde auch immer dann deutlich, wenn die innerparteiliche Demokratie ausgelebt 
wird. Innerhalb kurzer Zeit würde Geschlossenheit gefordert, so Thaysen. Die im Grundgesetz definierte 
tŀǊǘŜƛŀǳŦƎŀōŜ α9ǊŀǊōŜƛǘǳƴƎ ǇƻƭƛǘƛǎŎƘŜǊ ½ƛŜƭǾƻǊǎǘŜƭƭǳƴƎά όƛƴƴŜǊǇŀǊǘŜƛƭƛŎƘύ kollidiere permanent mit der zwei-
ten Aufgabe der Parteien, ƴŅƳƭƛŎƘ ŘŜǊ α.ŜŜƛƴŦƭǳǎǎǳƴƎ ŘŜǊ ǎǘŀŀǘƭƛŎƘŜƴ ²ƛƭƭŜƴǎōƛƭŘǳƴƎ ƛƳ {ƛƴƴŜ ŘƛŜǎŜr Ziel-
ǾƻǊǎǘŜƭƭǳƴƎά όŜƴǘŜǊŀƭŜ ²ƛǊƪǳƴƎ ŘŜǊ tŀǊǘŜƛύΦ Doch in der Regel setze sich letztere Aufgabe schneller durch, 

                                                           

14
 Von Alemann, Ulrich, Das Parteiensystem der Bundesrepublik Deutschland, 2001, S. 135. 

15
 Thaysen, Uwe, Denken ohne Diskussion? Zur innerparteilichen Demokratie in der Bundesrepublik, in: Graf von Krockow, Christian 

und Lösche, Peter, Parteien in der Krise, 1986, S. 59-71. 
16

 Thaysen weist an dieser Stelle darauf hin, zahlreiche Studien hätten gezeigt, dass innerparteilicher Konsens als Erfolgsbedingung der 
Parteien überschätzt wird. Nicht zuletzt die Grünen hätten trotz anhaltender und heftiger innerparteilicher Auseinandersetzungen große 
Erfolge gehabt. 



  

 

 14 

was die innerparteiliche Meinungsfindung ersticke. Der Fehler liegt für Thaysen bereits im Design der Par-
teien.   

Helmut Stubbe-Da Luz beschreiōǘ ƛƴ ǎŜƛƴŜƳ ǇƻǇǳƭŅǊǿƛǎǎŜƴǎŎƘŀŦǘƭƛŎƘŜƳ .ǳŎƘ αtŀǊǘŜƛŜƴ 5ƛƪǘŀǘǳǊ ς Die Lüge 
Ǿƻƴ ŘŜǊ ƛƴƴŜǊǇŀǊǘŜƛƭƛŎƘŜƴ 5ŜƳƻƪǊŀǘƛŜάΣ Řŀǎǎ ŘƛŜ ²ƛƭƭŜƴǎōƛƭŘǳƴƎ ƴƛŎƘǘ ƳŜƘǊ ŦǳƴƪǘƛƻƴƛŜǊŜΥ α5ŜǊ ²ƛƭƭŜƴǎōƛl-
ŘǳƴƎǎǇǊƻȊŜǖ ǾƻƭƭȊƛŜƘǘ ǎƛŎƘ ƴƛŎƘǘ ΰƛƴŘǳƪǘƛǾΨ όǾƻƴ ŘŜƴ ǾƛŜƭŜƴ aƛǘƎƭƛŜŘŜǊƴ ȊǳǊ {ǇƛǘȊŜ ƘƛƴύΣ ǎƻƴŘŜǊƴ ΰŘŜŘǳƪǘƛǾΨ 
όǾƻƴ ŘŜǊ CǸƘǊǳƴƎǎǎǇƛǘȊŜ ΰŘŜƴ ¢ŀƴƴŜƴōŀǳƳ ƘŜǊǳƴǘŜǊΨ ȊǳǊ .ŀǎƛǎύΦά17  

Die jüngste tŀǊǘŜƛŦƻǊǎŎƘǳƴƎ ǎǘŜƭƭǘ ŘƛŜ ƛƴƴŜǊǇŀǊǘŜƛƭƛŎƘŜ 5ŜƳƻƪǊŀǘƛŜ ƎǊǳƴŘǎŅǘȊƭƛŎƘ ƛƴ CǊŀƎŜΦ α²ƻŦǸǊ ōǊŀǳŎƘŜƴ 
ǇǊƻŦŜǎǎƛƻƴŜƭƭŜ tŀǊǘŜƛŜƴ ƴƻŎƘ aƛǘƎƭƛŜŘŜǊΚάΣ ŦǊŀƎǘ 5ǊΦ Yƭŀǳǎ 5ŜǘǘŜǊōŜŎƪ18 von der Universität Magdeburg. Er 
stellt fest, dass die Professionalisierung der Parteien mit einer Krise derselben einhergehe. Dies sei vor al-
lem anhand der dramatisch sinkenden Mitgliedszahlen ablesbar. 2003 waren (nur) noch 1,55 Millionen 
Bundesbürger Mitglied in einer der sechs im Bundestag vertretenen Parteien. Der Organisationsgrad der 
Wähler lag damit mit 2,5 Prozent unter dem Niveau der 60iger Jahre, trotz des hohen Politisierungsgrades 
der Bevölkerung. Zudem sinke die Rekrutierungsfähigkeit, die Mehrheit der Mitglieder sei passiv und Frau-
en, sowie insbesondere die junge Generation, sei stark unterrepräsentiert. 

Detterbecks provokante These lautet, dass dies ein bewusstes Kalkül oder zumindest eine akzeptierte Ver-
änderung der Parteien sei. Er nimmt dabei Bezug auf das in den 80iger Jahren entwickelte Schema von El-
mar Wiesendahl, welches zwischen dem Integrations-, Transmissions-  und Konkurrenzparadigma unter-
scheidet. Während im Transmissionsparadigma19 Parteien erst durch die aktive Partizipation der Bürger das 
demokratische Prinzip mit Leben erfüllen, sei im Konkurrenzparadigma20 innerparteiliche Demokratie nicht 
ƭŅƴƎŜǊ ƴƻǘǿŜƴŘƛƎΦ 5ŜƳ ²ŅƘƭŜǊ ƪƻƳƳǘ ƴǳǊ ƴƻŎƘ ŘƛŜ !ǳŦƎŀōŜ ȊǳΣ αȊǿƛǎŎƘŜƴ ƪƻƴƪǳǊǊƛŜǊŜƴŘŜƴΣ ǇǊƻŦŜǎǎƛƻƴŜl-
ƭŜƴ CǸƘǊǳƴƎǎƎǊǳǇǇŜƴ ŀǳǎȊǳǿŅƘƭŜƴά.21 Innerparteiliche Demokratie wäre in diesem Modell eher schädlich, 
da sie die Flexibilität der politischen (Partei-)Eliten eingrenzt. Eliten sollen sich im Konkurrenz-Modell weni-
ger an den radikalen Parteiaktivisten, sondern eher am moderaten Wähler orientieren.  

Anders als früher bräuchten die Parteien auch keine Mitglieder mehr. Massenmedien ermöglichten den 
Parteieliten eine direkte Ansprache der Wähler, größere staatliche Zuwendungen haben die sinkenden Mit-
gliedsbeiträge ersetzt und Wahlkämpfe wurden zentralisiert, professionalisiert und sind heute vor allem 
kapital- statt mitgliederintensiv. 

Parteimitglieder seien folglich nicht nur ersetzbar, sondern fast schädlich. Parteien müssten sich schließlich 
für Wahlerfolge öffnen und eine sozial möglichst breite, in der Regel heterogene Anhängerschaft gewinnen. 
Parteien seien als Wahlkampforganisationen schließlich zur Stimmenmaximierung gezwungen. Dies habe zu 
ŜƛƴŜǊ α9ƴǘǿŜǊǘǳƴƎ ŘŜǊ wƻƭƭŜ ŘŜǎ ŜƛƴȊŜƭƴŜƴ tŀǊǘŜƛƳƛǘƎƭƛŜŘǎά22 geführt. 

In seinem Fazit kritisiert Detterbeck die halbherzigen Lösungen, mit denen die Parteien bisher am Problem 
der fehlenden innerparteilichen Demokratie herumexperimentieren. Er fordert, dass sich die Parteien klar 
entscheiden sollten: Entweder sie setzen auf einen effizienten, autonomen Parteivorstand und finden sich 
damit ab, dass ihre Partei nur wenige Parteimitglieder hat, oder sie setzen auf eine effektive Mitbestim-
mung der Basis, um die dann die Vorteile einer Mitgliederpartei wahrnehmen zu können. Eliteautonomie 

                                                           

17
 Stubbe-Da Luz, Helmut, Parteien Diktatur ï Die Lüge von der innerparteilichen Demokratie, 1994, S. 195. Empfehlenswert ist jedoch 

das gesamte 12. Kapitel Willensbildung pervers. 
18

 Detterbeck, Klaus, Mitglieder in professionalisierten Parteien: Wofür brauchen Parteien noch Mitglieder?, in: Melchert, Florian (Hrsg.), 
Neuanfang statt Niedergang - Die Zukunft der Mitgliederparteien, 2009, S. 289-304. 
19

 Basisdemokratisches Ideal: Eine Partei summiert die Bedürfnisse und Wünsche ihrer Mitglieder und bringt sie unverfälscht in die 
Politik ein. 
20

 Das Konkurrenzparadigma gründet sich auf der ökonomischen Theorie der Politik, die u.a. vertreten wird von Joseph A. Schumpeter 
und Anthony Downs. Das Konkurrenzparadigma geht von einem Marktmodell und von demokratischer Eliteherrschaft aus. 
21

 Detterbeck, Klaus, Mitglieder in professionalisierten Parteien: Wofür brauchen Parteien noch Mitglieder?, in: Melchert, Florian (Hrsg.): 
Neuanfang statt Niedergang - Die Zukunft der Mitgliederparteien, 2009, S. 292. 
22

 Kirchheimer, Otto, Der Wandel des westeuropäischen Parteiensystems, in: Politische Vierteljahresschrift 6, 1965, S. 32, zitiert nach 
Detterbeck, S. 293.  
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des Vorstands und Mitgliederengagement gleichzeitig zu realisiern führe jedoch nur zu vielen Widersprüch-
lichkeiten: 

α{ƻ führen Parteien Urwahlen ein, arbeiten jedoch darauf hin, dass diese keine große Rolle spielen 
oder rein affirmativ wirken. So geben Parteiführungen vielfach Möglichkeiten der Aussprache, un-
tergraben aber zugleich die Entscheidungskompetenzen der Parteigremien. Ob Regionalkonferen-
zen, Diskussionsforen oder Online-Kommunikation, die Emphase liegt auf der Anhörung der Mitglie-
ŘŜǊΣ ƴƛŎƘǘ ƧŜŘƻŎƘ ŀǳŦ ŘŜǊŜƴ ±ƻǘŜƴΦ ώ5ƛŜǎϐ ǿƛǊŘ ŘŜƴ aƛǘƎƭƛŜŘŜǊǎŎƘǿǳƴŘ ƴƛŎƘǘ ǎǘƻǇǇŜƴ ƪǀƴƴŜƴΦά23 

2.1.2.) Bisherige Reformvorschläge 

Alemann gruppiert die bisherigen Reformvorschläge in drei Gruppen: 

1.) Alle Macht den Wählern 
2.) Alle Macht den Mitgliedern 
3.) Alle Macht den Profis 

1.) Alle Macht den Wählern: Die Abschaffung der Parteien steht hier im Vordergrund dieser Vorschläge. Oft 
wird von diesen Vertretern auf die amerikanischen Primaries oder andere Formen offener Listenaufstellung 
und Vorwahlen sowie auf zahlreiche Modelle direkter Demokratie verwiesen.  
 
2.) Alle Macht den Mitgliedern: Parteien sollen demnach von den flexiblen sozialen Bewegungen lernen. Zu 
den Vertretern gehörte etwa Wolfgang Michael mit seinem Buch Die SPD - staatstreu und jugendfrei 
(1988). Alle Übel stammen demnach von den Parteiapparaten. Die Lösung: Parteien sollen sich stärker nach 
aktuellen Themen orientieren und die Mitglieder mehr Macht innerhalb ihrer Partei bekommen.   
 
3.) Alle Macht den Profis:  Dies war auch der Buchtitel von Politikberater Peter Grafe (1991 - SPD). Er plä-
dierte dafür Parteien als eine Art 5ƛŜƴǎǘƭŜƛǎǘǳƴƎǎŦƛǊƳŀ ŀǳŦȊǳƎǊŜƛŦŜƴΣ ŘƛŜ Ŝƛƴ αǇŜǊŦŜƪǘŜǎ tǊƻŘǳƪǘά ǾŜǊƪŀǳŦŜƴΦ 
Ähnlich fordert Peter Radunski (1991), langjähriger Wahlkampfmanager der CDU, eine Fraktionspartei, in 
der Profis und nicht Amateure bestimmen. Joachim Raschke schlug in seinem Buch Die Grünen. Wie sie 
wurden, was sie sind όмффоύ Řŀǎ aƻŘŜƭƭ ŜƛƴŜǊ ǇǊƻŦŜǎǎƛƻƴŜƭƭŜƴ αwŀƘƳŜƴǇŀǊǘŜƛά ǾƻǊΣ ƛƴ dem ein professionel-
ler Kern arbeitet. Statt Mitglieder gibt es nur Förderer. 

Der Vorschlag der gesamtgesellschaftlichen LD ist eine neue Mischung aus allen drei Vorschlägen zusam-
men. Zwar bleiben Parteien erhalten, werden jedoch mit beliebigen gesellschaftlichen Gruppen (NGOs, 
Verbände, Pressure Groups, Vereinen, etc.) gleichgestellt und damit ihres bisher exklusiven Verfassungs-
rangs enthoben.  

2.1.3.) Was ist eine gute innerparteiliche Demokratie? 

Die beste Form der innerparteilichen Demokratie ist nach Auffassung des Autors diejenige, für die sich die 
Mehrheit der Mitglieder unter ausreichender Kenntnis aller verfügbaren Modelle in freier Wahl entschei-
ŘŜƴΦ 5ŀǎ ǿƛŎƘǘƛƎǎǘŜ ƳŜǎǎōŀǊŜ YǊƛǘŜǊƛǳƳΣ ƻō ŜƛƴŜ ƛƴƴŜǊǇŀǊǘŜƛƭƛŎƘŜ 5ŜƳƻƪǊŀǘƛŜ αƎǳǘά ƻŘŜǊ αǎŎƘƭŜŎƘǘά Ŧǳƴƪǘi-
oniert, ist daher die Beurteilung der Zufriedenheit und der Wunsch nach einem Wechsel zu einer anderen 
Form der innerparteilichen Demokratie.  

Dennoch gibt es darüber hinaus Kriterien, die nach Auffassung des Autors Voraussetzung für hohe Zufrie-
denheit-Werte sein könnten. Folgende Kriterien sollten optimal ausgestaltet sein: 

 Entscheidung statt Anhörung: 

                                                           

23
 Detterbeck, Klaus, Mitglieder in professionalisierten Parteien: Wofür brauchen Parteien noch Mitglieder?, in: Melchert, Florian (Hrsg.): 

Neuanfang statt Niedergang - Die Zukunft der Mitgliederparteien, 2009, S. 302. 
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o Möglichkeit direkter Abstimmung über (im Extremfall) sämtliche, inhaltlichen Entscheidun-
gen. 

o Die verwendeten Verfahren sollten in der Lage sein belastbare Ergebnisse zu produzieren, 
die tatsächliche Mehrheiten und Minderheiten erkennen lassen.  

o Tatsächliche Wirkungskraft und Akzeptanz der inhaltlichen Ergebnisse für sämtliche Gremi-
en der Partei: Vorstand, Parteitage, Fraktionen und Abgeordnete24. Konsequenterweise 
dann auch in der Außenwirkung der Partei.   
 

 Hohe Transparenz: 
o Maximale Transparenz und damit Nachvollziehbarkeit des Zustandekommens sämtlicher 

Entscheidungen aller Parteistrukturen. 
o Maximale Transparenz über die Struktur der Partei an sich und (so weit wie möglich) sämt-

licher inhaltlich arbeitender Gruppierungen. 
o Maximale Transparenz über alle anstehenden Entscheidungen (Termine) und Themen, die 

in Arbeit sind.  
 

 Niedrige Einstiegshürden: 
o Zeitlich müssen Mitglieder schnell, im Idealfall jederzeit und unmittelbar, mit der inhaltli-

chen Beteiligung beginnen können.  
o Es muss eine unterschiedliche Intensität der Beteiligung möglich sein. Die einfachste Form 

sollte nicht zu viel Zeit kosten, dem Grad der Intensität der Beteiligung darf hingegen kein 
Limit gesetzt werden.  

o Organisatorisch muss die Teilnahme einfach sein. Im Idealfall darf sie keinerlei technische 
oder intellektuelle Hürden beinhalten.  

o Personell sollte auch ein einzelnes Parteimitglied ganz alleine Prozesse anstoßen können. 
 

 Stabile Prozesse:  
o Mitbestimmung sollte festen Regeln unterliegen. 
o Die Regeln sollten sich während des Prozesses nicht ändern und für alle Ebenen gleich sein.  
o Zwischen dem Beginn einer Debatte und der Entscheidung sollte genug Raum zur Informa-

tion aller Mitglieder und für eine ausreichend lange Debatte vorliegen, um unüberlegte Ad-
hoc-Entscheidungen zu vermeiden.   
 

 Freie Kommunikation & Debatten:  
o Die interne Kommunikation sollte frei und hierarchielos sein.  
o Störungen und Provokationen sollten, statt durch eine feste Hierarchie, durch alle an der 

Kommunikation Beteiligten gemeinsam sanktioniert werden.   
o Kooperation und Kollaboration innerhalb der Partei müssen einfach sein.  

 

 Unterlegene Minderheiten-Positionen sollten nicht unterdrückt werden oder sonstigen organisato-
rischen oder sozialen Repressionen unterliegen.   
 

 Ein einfacher Wechsel zwischen Aktivität und Inaktivität sollte Parteimitgliedern möglich sein. 

  

                                                           

24
 Hohe Akzeptanz ist nicht mit einem imperativen Mandat zu verwechseln. Sie meint nur eine grundsätzliche Bindung der Fraktionen an 

die Parteibasis.  
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2.2.) Der Einfluss des Internets auf politische und gesellschaftliche 
Kommunikation   

Die gesellschaftliche Kommunikation im Informationszeitalter zu verstehen ist essentiell, da Informations-
ǘŜŎƘƴƻƭƻƎƛŜƴ aƻǘƻǊ ŦǸǊ ƎŜǎŜƭƭǎŎƘŀŦǘƭƛŎƘŜ ±ŜǊŅƴŘŜǊǳƴƎŜƴ ǎƛƴŘΦ CǊŜƛ ƴŀŎƘ aŀǊȄ ƪǀƴƴǘŜ Ƴŀƴ ōŜƘŀǳǇǘŜƴΥ α5ƛŜ 
Geschichte aller bisherigen Gesellschaft, ist die GeǎŎƘƛŎƘǘŜ Ǿƻƴ LƴŦƻǊƳŀǘƛƻƴǎǘŜŎƘƴƻƭƻƎƛŜάΦ ½ǳƳƛƴŘŜǎǘ 
schaffte sie immer wieder die Voraussetzungen für gesellschaftliche Veränderungen. 

Dies lässt sich von der Erfindung der Schrift und des Papiers in Ägypten und China (größere Herrschaftsbe-
reiche), über das (Quasi-)Wissensmonopol der Katholischen Kirche (Mönche, Bibliotheken, Bibel), den 
Buchdruck (Flugzettel, Aufklärung, Kirchenspaltung) bis zu den Zeitungen (Bürgertum, Französische Revolu-
tion, 48iger) verfolgen. Auch die Zensur im Deutschen Bund oder die Verwendung der neuer Medien für 
Propaganda von den Nationalsozialisten sind eindrucksvolle Beispiele für solche Veränderungen.25 

Mit dem Internet Ǝƛōǘ Ŝǎ ŜǊƴŜǳǘ Ŝǘǿŀǎ αbŜǳŜǎά ǳƴŘ ŘŀƳƛǘ ƳǀƎƭƛŎƘŜǊǿŜƛǎŜ ŜǊƴŜǳǘ ŘƛŜ aǀƎƭƛŎƘƪŜƛǘ ŦǸǊ Ǝe-
sellschaftliche Veränderung. Die Idee der LD ist nicht nur im Internet entstanden und gewachsen, sondern 
bezog auch seine Inspiration aus den spezifischen Eigenschaften der Netzkommunikation. 

Diese Eigenschaften des Internets und seine fundamentale Veränderung für die politische Kommunikation, 
sollen im Folgenden beschrieben werden. Die Kenntnis über diese Veränderungen ist für das Verständnis 
von LD essentiell.  

Bezeichnung: Das Internet ist kein Medium 

5ŀǎ LƴǘŜǊƴŜǘ ǿƛǊŘ ƻŦǘ ŀƭǎ Ŝƛƴ αaŜŘƛǳƳά ōŜȊŜƛŎƘƴŜǘΣ ǿŀǎ ŜƛƴŜ DƭŜƛŎƘǎǘŜƭƭǳƴƎ Ƴƛǘ ŘŜƴ aŜŘƛŜƴ YƛƴƻΣ ½ŜƛǘǳƴƎΣ 
Fernsehen, Radio u. Ä. nahe legt. Richtig ist, dass es im Internet viele Medien gibt: Radio, E-Mails, Fernse-
hen, Foren, Zeitungen, Blogs, soziale Medien, Podcasts, Video-Plattformen etc. Das Internet selbst ist je-
doch mehr als die Summe dieser Medien. Das Internet ist nichts anderes als die Verbindung von Computer-
Netzwerken. Das Internet ist also eher eine öffentliche für jedermann nutzbare Plattform, in der u.a. das 
ǇŀǎǎƛŜǊǘΣ ǿŀǎ bǳǘȊŜǊ ŀƭǎ Řŀǎ α²ƻǊƭŘ ²ƛŘŜ ²Ŝōά ǿŀƘǊƴŜƘƳŜƴΦ 5ŀƳƛǘ ƛǎǘ Řŀǎ LƴǘŜǊƴŜǘ ƪŜƛƴ aŜŘƛǳƳΣ ǎƻƴŘŜǊƴ 
ein öffentlicher Kommunikationsraum.  

Kommunikationsräume gab es aber auch schon vorher. Was macht diesen neuen Kommunikationsraum so 
besonders? Einen Überblick liefert der Text von Christoph Kappes,26 der für die folgende Zusammenfassung 
als Vorlage diente:  

Billige Infrastruktur  

 Wer vor der Erfindung des Internets Informationen aufbereiten und einem Massenpublikum zufüh-
ren wollte, brauchte sehr teure Druckmaschinen, Fernseh- und Rundfunkstationen oder Presswerke 
für Platten und CDs. All dies war mit hohen Kosten verbunden; eine kaum überwindbare Hürde für 
einfache Bürger. Die TAZ war die einzige erfolgreiche Gründung einer Tageszeitung seit 1952 in 
Deutschland.   

 Hinzu kamen die Kosten für die Informationsverbreitung. Teure Postverteilung, exklusive Frequen-
zen, Vertriebsrechte über TV-Kabel und -Satelliten, komplexe Strukturen im Verlagswesen, im 
Buchhandel sowie bei Musiklabels. Die gesamte Medienwelt war und ist ein sorgsam geschützter 
und oft abgeschotteter Markt. 

 In diese Welt brechen die neuen Medien herein: Wer heute einen durchschnittlichen 500 Euro teu-
ren Computer besitzt, kann in der digitalen Produktion technisch mit Profis mithalten. Auch die 

                                                           

25
 Ich verweise an dieser Stelle auf entsprechende evolutionäre Theorien der Kommunikationswissenschaft.  

26
 Kappes, Christoph, Die Facebook-Revolution ï Gedanken zum Einfluss des Internets auf politische Umbrüche, 2011, 

http://goo.gl/f7Q75. 
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Kosten für professionelles Foto-, Audio- und Videoequipment sind gesunken. Einige Amateure ha-
ben sich eigene Mini-Studios gebaut und produzieren profitabel. Auf dem Handy  waren die Ama-
teure sogar deutlich früher als die klassischen Medien.   

 Noch dramatischer sind die Kosten für die Distribution gesunken. Digitale Inhalte übers Netz zu ver-
breiten bedarf kaum mehr Kapital. Der Einstieg ist sehr günstig, die Infrastruktur kann dynamisch 
mitwachsen. Zudem kann die  Distribution in vielen Bereichen sogar an kostenlose Dienstleistungs-
plattformen abgegeben werden.27 

Der Computer: Die perfekte Kopiermaschine  

 Der Computer ist im Kern eine Kopiermaschine wie die Buchpresse. Noch bessere Kopiermaschinen 
sind nur αvernetzte Computerά. Jeder Aufruf einer Website oder eines Videos setzt zwingend die 
Kopie der Inhalte ς mindestens in den Zwischenspeicher des PCs ς voraus. Ein sicherer Kopierschutz 
existiert nicht, wie die Musik- und Filmindustrie schmerzlich erfahren mussten.  

Beständigkeit von Informationen 

 Informationen sind nicht nur günstiger zu transportieren, sondern auch günstig zu speichern. In der 
Folge verschwinden Informationen nicht mehr. Während bei analogen Medien entweder gar keine 
Speicherzeit (TV, Radio) vorgesehen ist oder wie bei Zeitungen die Medien bereits am Tag nach der 
Veröffentlichung vergriffen sind, bleiben in der digitalen Welt Artikel, Audio- und Videomedien so-
wie Webseiten oft dauerhaft erhalten. 

 Doch selbst bei Löschung von Webseiten können Services, ǿƛŜ ŘŜǊ DƻƻƎƭŜ /ŀŎƘŜ ƻŘŜǊ ŘƛŜ α²ŀȅ-
back-aŀǎŎƘƛƴŜά LƴŦƻǊƳŀǘƛƻƴŜƴ ǿƛŜŘŜǊ ȊǳǊ ±ŜǊŦǸƎǳƴƎ ǎǘŜƭƭŜƴΦ {ƛŜ ƴǳǘȊŜn das zuvor beschriebene 
Kopierprinzip.  

 Keine Kapazitätsbegrenzung: Hatten Radio und Fernsehen noch eine Sendezeitbegrenzung auf rund 
24 Stunden täglich und Zeitungen eine Begrenzung auf eine gewisse Blätteranzahl, gibt es im Web 
ǇǊŀƪǘƛǎŎƘ ƪŜƛƴŜ ƴŀǘǸǊƭƛŎƘŜ ƻŘŜǊ ǎƛƴƴǾƻƭƭŜ .ŜƎǊŜƴȊǳƴƎ ƳŜƘǊΦ 9ƴǘǎǇǊŜŎƘŜƴŘ ƪǀƴƴŜƴ αǎŅƳǘƭƛŎƘŜά Ln-
formationen, auch umfangreiche Dokumenteordner oder ganze Datenbanken, die in der Vergan-
genheit stets nur wenigen Experten vorlagen, veröffentlicht werden. Technisch gibt es kein Hinder-
nis mehr jedem Menschen alle überhaupt verfügbaren Informationen zugänglich zu machen. Eine 
Vision die sowohl Google als auch Wikileaks antreibt.  

 Das unmittelbar verfügbare Weltwissen wächst damit dramatisch an. Hinzu kommt die Öffnung der 
Archive des (alten) Weltwissens. Beispiele dafür sind: das Gutenberg Projekt, Google Books, Open 
Data, Open Access, etc. 

 Es gibt also eine Tendenz zur dauerhaften, universellen Verfügbarkeit. Umgangssprachlich bekannt 
als: α5ŀǎ LƴǘŜǊƴŜǘ ǾŜǊƎƛǎǎǘ ƴƛŎƘǘǎά.28  

Hohe Geschwindigkeit 

 5ŀǎ LƴǘŜǊƴŜǘ ƛǎǘ αƛƴǎǘŀƴǘά ǳƴŘ αƭƛǾŜά. Große Informationsmengen können schnell bewegt werden.  

 Besonders die Verwendung von Datenbanken und die Durchsuchbarkeit von digital gespeicherten 
Texten erhöht die Geschwindigkeit der Informationsverarbeitung. Die Digitalisierung der Bücher, 
etwa beim Google-Books Projekt, ermöglicht es Volltextsuchen in den Büchern durchzuführen. Mit 
nur einem Mausklick lassen sich Bücher aus vielen hundert Jahren durchsuchen. 

                                                           

27
 Im Bereich Text helfen Bloggerportale wie Blogger.com oder Wordpress.com zu einem einfachen und kostenlosen Einstieg. Im Be-

reich Video stehen Youtube.com oder Vimeo.com bereit. Im Bereich Audio helfen spezielle Website-Plugins und die iTunes-Plattform 
bei der Verbreitung.  
28

 Präziser wäre hier eigentlich: Das Internet vergisst nichts Relevantes; denn Informationen gehen durch Abschalten von Servern 
durchaus regelmäßig verloren. Relevante Informationen werden jedoch oft dank des Kopierprinzips zuvor kopiert und dann erneut 
veröffentlicht.  
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Dezentralität und Übernationalität 

 Das Internet ist dezentral29 und wird von keinem einzelnen Akteur kontrolliert. 

 Durch die Verbindung der weltweiten Netze ist ein globaler Informationsaustausch über Staats-
grenzen hinweg möglich geworden. Zwar haben sich einige Länder wie China, Iran oder Taiwan aus 
diesem Netzwerk entzogen, doch die europäischen Staaten und die USA setzen zurzeit auf das of-
fene Netz. 

 Eine politisch durchgesetzte Abschaltung des Internets ist allerdings möglich, wie jüngst die Ereig-
nisse in Ägypten zeigten. Aktivisten arbeiten jedoch an dezentralen Funkstrukturen (Freifunk), die 
im Notfall kommerzielle Netze ersetzen könnten.  

Die Peer-to-Peer Kommunikation: Netzwerk statt hierarchisches Sender-Empfänger-
Verhältnis 

 Im Web ist das aktive Senden essentieller Bestandteil jeglicher Kommunikation. Ein Abruf einer 
Website ist erst möglich, wenn zuvor die gewünschte URL gesendet wurde. Kommunikation ist im 
Netz, anders als in den alten Medien, bereits in seiner Grundstruktur immer zweiseitig.   

 Der BegǊƛŦŦ α²Ŝō нΦлά ǿŀǊ ǎƻ ǳƳǎǘǊƛǘǘŜƴ, weil er suggerierte, dass die Interaktion zwischen den Be-
ǘǊŜƛōŜǊƴ ŘŜǊ ²ŜōǎƛǘŜǎ ǳƴŘ ŘŜƴ bǳǘȊŜǊƴ ŜǊǎǘ Ŝƛƴ αȊǳǎŅǘȊƭƛŎƘŜǎ CŜŀǘǳǊŜά ǿŅǊŜΦ Tatsächlich gab es je-
ŘƻŎƘ ƪŜƛƴ α²Ŝō мΦлάΦ ±ŜǊŅƴŘŜǊǘ ƘŀǘǘŜ ǎƛŎƘ ƭŜŘƛƎƭƛŎƘ ŘƛŜ bǳǘȊŜǊƻōŜǊŦƭŅŎƘŜ ŘŜǊ ƪƻƳƳŜǊȊƛŜƭƭŜƴ ²Ŝb-
seiten, die zunehmend von der interaktiven Struktur des Netzes Gebrauch machten. 

Wisdom of the crowd 

 Wisdom of the crowd / kollektive Intelligenz: Die Weisheit der Vielen ς Warum Gruppen klüger sind 
als Einzelne heißt das Buch von James Surowiecki.30 Der Begriff beschreibt das Phänomen, dass in 
Gruppen, die gemeinsam Informationen verarbeiten, oft bessere Lösungen erzielt werden als durch 
einzelne Experten.  

 Das Internet ist insbŜǎƻƴŘŜǊŜ ŘǳǊŎƘ ǎŜƛƴŜ αǇǳōƭƛŎ ōȅ ŘŜŦŀǳƭǘά 9ƛƴǎǘŜƭƭǳƴƎ31 die optimalste Verbin-
dung der denkbar größten Masse.  

o DIGG, Twitter und Facebook sind spielerische peer-to-peer Bewertungsplattformen, welche 
die am meisten empfohlenen Nachrichten und Produkte hervorheben.  

o Google bewertet, anhand von Milliarden gesetzter Weblinks, wie relevant Webseiten sind. 
Mit Hilfe der Analyse der im Web als Schwarm agierenden Masse kann Google auch Recht-
schreibung verbessern, Werbespam identifizieren, Texte in verschiedene Sprachen über-
setzen und menschliche Sprache verstehen. 

o !ƴŘŜǊŜ .ŜƛǎǇƛŜƭŜ ŦǸǊ αSchwarmintelligenzά ǎƛƴŘ ŘƛŜ hƴƭƛƴŜ-Enzyklopädie Wikipedia oder 
Nutzerbewertungen und Kundenempfehlungen auf Shoppingwebseiten wie Amazon.  

2.2.1.) Die positiven Konsequenzen 

Aufhebung von Informationsmonopolen 

 Durch die geringen Kosten sind die politischen und wirtschaftlichen Chancen für alle Teilnehmer In-
formationen und/oder Produkte zu verbreiten nun gleich groß. Welche Informationen hohe Ver-

                                                           

29
 Gelegentlich wird diese Dezentralität auch als Ărechtsfreier Raumñ bezeichnet.  

30
 Surowiecki, James, The Wisdom Of Crowds: Why The Many Are Smarter Than The Few And How Collective Wisdom Shapes Busi-

ness, Economies, Societies And Nations, 2004. 
31

 ĂPublic by defaultñ bedeutet, dass die meisten Dienste zunªchst einmal grundsªtzlich ºffentlich, nicht privat sind. Wªhrend Daten-
schützer Facebook, Flickr, Twitter und ähnliche Dienste dafür kritisieren, ermöglicht diese Einstellung jedoch erst die attraktive Auswer-
tung von Datenbanken.   
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breitung finden hängt nun stärker von der Qualität und weniger von der hinter ihr stehenden Infra-
struktur ab.32 Die alten Informationsmonopole verschwinden. 

o In den USA stieg das Blogger-tƻǊǘŀƭ αIǳŦŦƛƴƎǘƻƴ-tƻǎǘά ȊǳƳ ƴŀǘƛƻƴŀƭ ƳŜƛǎǘƎŜƭŜsenen Onli-
neportal nach der New York Times auf. 

o Gleichzeitig verloren 2009 die größten US-Zeitungen rund zehn Prozent ihrer Auflage im 
Vergleich zum Vorjahr.33 Seit 2008 wurden 166 Tageszeitungen eingestellt.34 

o Alleine YouTube stellt monatlich mehr Videomaterial online, als die US-Sender ABC, NBC 
und CBS seit ihrer ersten Sendung 1948 gemeinsam ausgestrahlt haben. Pro Minute kom-
men 48 Stunden Video-Material hinzu.35,36,37  

o Einige Stars, wie etwa Justin Bieber oder Lady Gaga, haben mit mehr als 10 Millionen Le-
sern im Twitter-Netzwerk in etwa die zehnfache Leserschaft der New York Times,  ohne jeg-
liche Kosten.  

o Der kostenlose Micro-Blogging Service Tublr hatte Mitte 2010 rund 6,5 Millionen User38 
und der Blogger-Dienst Wordpress.com 16 Millionen Blogs39. Laut Google soll die Zahl der 
insgesamt verfügbaren Webseiten 2008 die Grenze von einer Billion überstiegen haben.40  

 In der Folge können Bürger einfacher als in der Vergangenheit aktiver Teilnehmer oder Produzent 
Ǿƻƴ LƴŦƻǊƳŀǘƛƻƴǎƳŜŘƛŜƴ ǿŜǊŘŜƴΦ .ǊŜŎƘǘǎ αwŀŘƛƻǘƘŜƻǊƛŜάΣ wonach der Zuhörer selbst zum Sender 
wird, ist Realität geworden. Harvard Professor Lawrence Lessig spricht in Bezug auf das Internet 
Ǿƻƴ ŜƛƴŜǊ αwŜ²ǊƛǘŜ /ǳƭǘǳǊŜάΣ ǿŜƭŎƘŜ ŘƛŜ αŀǊǘƛŦƛŎƛŀƭ wŜŀŘ-hƴƭȅ /ǳƭǘǳǊŜά ŘŜǊ ŀƭǘŜƴ aŜŘƛŜƴ ŀōƭǀǎǘ.41 
Damit sinkt auch die bisherige Einstiegshürde für eigene Beiträge zu politischen Debatten. Vorbei 
an den klassischen Medien kann nun jeder Informationen verbreiten.  

o Die Debatte über Horst Köhlers Äußerung zu Handelskriegen wurde in den Medien erst mit 
rund einer Woche Verzögerung, und nur auf Druck von Bloggern und Twitter-Nutzern, ge-
führt. Sie endete mit einem überraschenden Rücktritt. Eine exakte Aufarbeitung hat der 
Charta-Blog erarbeitet.42 Auch die anschließende Kampagne für Joachim Gauck wurde von 
Bürgern im Netz organisiert.43 

o Bis dato unbekannte Reichweiten hatte auch die binnen weniger Tage organisierte euro-
paweite Bewegung unter dem Twitter-IŀǎƘǘŀƎ αІ¦ƴƛōǊŜƴƴǘά ƛƳ aŀƛ нлмлΣ ŘƛŜ ǎƛŎƘ Ŧŀǎǘ 
vollständig unter Ausschluss der klassischen Medien formierte. 

o Immer häufiger tauchen kleine Instant-Kampagnen auf, die oft binnen weniger Stunden or-
ganisiert werden.44   

Offenheit und Transparenz   

 Da alle Informationen kopierbar sind und Kopierschutz praktisch nicht möglich ist, entsteht im Netz 
eine Kultur der- und eine Forderung nach Offenheit und Transparenz aller Informationen. Reflek-

                                                           

32
 Voraussetzung f¿r die Aussage ist, dass die sogenannte ĂNetzneutralitªtñ, d.h. die politische Gleichbehandlung von Datendurchleitung 

durch die Netzbetreiber, erhalten bleibt. Der Wunsch großer Akteure am Medienmarkt ist es, dass ihre Dienste zukünftig bei der Daten-
durchleitung gegenüber den Amateuren künstlich bevorzugt werden.  
33

 Vgl. dazu: Pressemitteilungen Online, Zeitungskrise in USA verschärft sich weiter - Auflagenzahlen im Print sinken, o. J, 
http://goo.gl/1gjZT. 
34

 Vgl. dazu: Pressetext, USA verlor 166 Zeitungen in zwei Jahren, 2010, http://www.pressetext.com/news/20100707004. 
35

 Vgl. dazu Mashable, YouTube is Huge and About to Get Even Bigger, 2009, http://mashable.com/2009/05/20/youtube-video-uploads/. 
36

 Vgl. dazu: YouTube, Nutzer Ăxplanevisualthinkingñ, Did You Know 4.0, 2009, ab Minute 1:04: http://youtu.be/6ILQrUrEWe8. 
37

 Vgl. Official YouTube Blog, Thanks YouTube community for two BIG gifts on our sixth birthday!, 2011, http://goo.gl/AlVjX. 
38

 Vgl. MG Siegler auf Techcrunch, Tumblr Is On Fire. Now Over 6 Million Users, 1.5 Billion Pageviews a Month, 2010, 
http://techcrunch.com/2010/07/19/tumblr-stats/. 
39

 Vgl. TheNextWeb, WordPress.com growing fast. Over 6 million new blogs in 2010, pageviews up 53%, 2011, http://goo.gl/JwBMC. 
40

 Vgl. Alpert, Jesse/Hajaj, Nissan The Official Google Blog, We knew the Web was bigé, 2008, 
http://googleblog.blogspot.com/2008/07/we-knew-web-was-big.html. 
41

 Lessig, Lawrence, Laws that choke creativity, 2007, ab Minute 7:20, 
http://www.ted.com/talks/larry_lessig_says_the_law_is_strangling_creativity.html. 
42

 Carta, Horst Köhler: Ein Rücktritt unter Blog-Mitwirkung, 2010, http://carta.info/28218/horst-koehler-ein-ruecktritt-unter-blog-
mitwirkung/. 
43

 Reißmann, Ole, Go for Gauck - Netzgemeinde schwärmt für "mein_praesident", 2010, 
http://www.spiegel.de/netzwelt/netzpolitik/0,1518,699355,00.html. 
44

 Beispiele für solche Schnellkampagnen sind unter www.seheichmichgezwungen.de oder parlamentarische-zwaenge.de zu finden. 
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tiert ist dies bereits in den ersten zwei Prinzipien der Hacker-9ǘƘƛƪ ŀǳǎ ŘŜƴ улƛƎŜǊ WŀƘǊŜƴΥ αмΦ 5ŜǊ 
Zugang zu Computern und allem, was einem zeigen kann, wie diese Welt funktioniert, sollte unbe-
grenzt und vollständig sein. нΦ !ƭƭŜ LƴŦƻǊƳŀǘƛƻƴŜƴ ƳǸǎǎŜƴ ŦǊŜƛ ǎŜƛƴΦά45 Aus der seit einigen Jahren 
ŜƛƴŦƭǳǎǎǊŜƛŎƘŜƴ !ƪǘƛǾƛǎǘŜƴƎǊǳǇǇŜ α¢ŜƭŜŎƻƳƛȄά ǿǳǊŘŜ ŘƛŜǎŜ CƻǊŘŜǊǳƴƎ zu den α5ŀǘŀƭƻǾŜ-tǊƛƴȊƛǇƛŜƴέ 
ǊŀŘƛƪŀƭƛǎƛŜǊǘΥ α5ŀǘŀ ƛǎ ŜǎǎŜƴǘƛŀƭ - Data must flow - Data must be used - Data is neither good nor bad - 
There is no illegal data - Data is free - Data can not be owned - No man, machine or system shall in-
terrupt the flow of data - Locking data is a crime against datanity - Love data.ά46 

Überwindung von Zensur 

 Die Dezentralität sowie die übernationale Kommunikation führen zu einem weitgehenden Versagen der 
nationalen Zensur. Blogger und Netz-Philosoph Michel Seemann fasst die weiten Folgen unter dem Be-
griff Kontrollverlust.47 Faktisch eröffnet die Dezentralität eine neue Informationsfreiheit. 

 Hinzu kommt ein menschlicher Filter: Bei Löschungen werden (relevante) Informationen häufig 
durch die Nutzer kopiert (Computer = Kopiermaschinen) und können schnell erneut verbreitet 
werden (geringe Kosten). Man spricht vom sogenannten Streisand-Effekt.48  

o Scientology ließ ein internes Werbevideo mit Tom Cruise von einer Website löschen. In der 
Folge taucht das Video auf hunderten Seiten neu auf und führte zur Bildung der weltweiten 
Protest-.ŜǿŜƎǳƴƎ α/ƘŀƴƻƭƻƎȅάΦ 

o Nach der Katastrophe auf der Loveparade in Duisburg 2010 versuchte die Stadt die Verbrei-
tung von offiziellen Dokumenten durch eine gerichtliche Anordnung im Lokalblog 
αȄǘǊŀƴŜǿǎά Ȋǳ ǾŜǊƘƛƴŘŜǊƴΦ .ƛƴƴŜƴ ǿŜƴƛƎŜǊ {ǘǳƴŘŜƴ ǾŜǊǘŜƛƭǘŜƴ bǳǘȊŜǊ ŀǳǎ tǊƻǘŜǎǘ ŘƛŜ 5o-
kumente auf verschiedene Server in der ganzen Welt.   

o Auch die Verbannung des einst geheimen HD-DVD-Schlüssels schlug fehl. Stattdessen er-
reichte der Schlüssel eine ungeahnte Verbreitung, er wurde sogar in Lieder, Bilder, und Ge-
dichte hinein codiert.  

o Als die amerikanische Regierung die Wisselblower Plattform Wikileaks abschalten ließ, 
wurde sie auf vielen tausend Servern in Kopie neu veröffentlicht. 

Transparentere Diskussionen  

 Bei Online-Debatten dominiert die Schriftform (Chat, Tweet, Facebook-Update, Mailingliste, Wiki-
Debatte oder Kommentar- bzw. Forumsdiskussion), was die Archivierung und Durchsuchbarkeit 
stark erleichtert hat. In der Folge sind diese Debatten transparenter und nachvollziehbarer gewor-
den.  

 Bereits heute lassen sich die globalen und nationalen Debatten zu bestimmten Themen oft bis auf 
den einzelnen Tweet genau auszählen.49 Weltweit wird zudem an einer automatischen, inhaltlichen 
Interpretation von Debatten geforscht.  

Das Teilen von Informationen & die Veränderung von Kommunikationsstrukturen 

 Auch im Netz teilen Menschen Informationen mit ihren Bezugspersonen: Freunden, Familien, Ar-
beitskollegen. Die technische Infrastruktur ermöglicht es jedoch, dass dies schneller passiert, ge-
trennt ist von einer räumlichen und zeitlichen Zusammenkunft und zudem potentiell viel mehr 
Menschen erreicht.  

                                                           

45
 Chaos Computer Club, Hacker Ethics, o.J., http://www.ccc.de/hackerethics. 

46
 Datalove, The Principles of Datalove, 2011, http://datalove.me/. 

47
 Seemann, Michael, Vom Kontrollverlust zur Filtersouveränität, in: Heinrich-Böll-Stiftung (Hrsg.), #public_life - Digitale Intimität, die 

Privatsphäre und das Netz, Bd. 8 der Reihe Bildung und Kultur, 2011, http://www.boell.de/downloads/2011-04-public_life.pdf. 
48

 Barbra Streisand versuchte 2003 die Luftaufnahme ihres Hauses aus dem Web entfernen zu lassen. Sie erreichte jedoch das Gegen-
teil, ihr Foto wurde tausendfach verbreitet.  
49

 Mehr zu diesem Thema ist unter dem Stichwort ĂSocial Media Monitoringñ zu finden. 
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 Die Grundlage für diese Sharing-Kultur liegt in der weiter oben erwähnten Peer-to-Peer-Struktur 
des Netzes, die jeden Empfänger auch zum Sender macht. Soziale Medien wie Facebook und 
Twitter haben das Teilen von Informationen perfektioniert. Zudem drehten sie das Kommunikation-
Prinzip der Push-Kommunikation (E-Mail, Chat, Telefon) in eine Pull-Kommunikation um, die wohl 
am besten mit einer Art persönlichem und öffentlichem Aushang verglichen werden kann.  

o Auf Twitter wurden im Mai 2010 bereits 50 Millionen Updates täglich gemessen.50  
o Die inzwischen 600 Millionen Facebook-Nutzer51 veröffentlichten im Januar 2011  rund 133 

Millionen Status-Updates täglich. Zusätzlich werden pro Tag (in Millionen) 107 Event Einla-
ŘǳƴƎŜƴ ǾŜǊǎŎƘƛŎƪǘΣ мфп Cƻǘƻǎ ǾŜǊǀŦŦŜƴǘƭƛŎƘǘΣ топ YƻƳƳŜƴǘŀǊŜ ǾŜǊŦŀǎǎǘΣ ррм α[ƛƪŜǎά ƎŜƪƭƛckt 
und 72 Links zu anderen Internetseiten geteilt.52 All diese Funktionen werden nicht primär, 
ŀōŜǊ ŀǳŎƘ ŦǸǊ ǇƻƭƛǘƛǎŎƘŜ YƻƳƳǳƴƛƪŀǘƛƻƴ ƎŜƴǳǘȊǘΦ {ƻ ǿǳǊŘŜ ŘƛŜ ǳǊǎǇǊǸƴƎƭƛŎƘŜ αtŀǊǘȅ-
Einladungs-Cǳƴƪǘƛƻƴά ƛƴ &ƎȅǇǘŜƴ ǳƴŘ ŀƴŘŜǊŜƴ ŀǊŀōƛǎŎƘŜƴ [ŅƴŘŜǊƴ ŦǸǊ 5ŜƳƻƴǎǘǊŀǘƛƻns-
Aufrufe genutzt. Und statt Hochzeitsfotos teilten die Ägypter Bilder von staatlichem Terror.   

Überprüfbarkeit von Informationen, Vertrauensketten 

 Eine Information wird in der Regel nicht primär durch eigene Zusammenfassung, sondern als Refe-
renz weitergegeben (technischer Link oder Vollzitat53). Dadurch bleibt die Kette der Weitergabe gut 
erhalten und Verfälschungen werden minimiert bzw. überprüfbar. 

 Die stets mitgetragene Information über die Kette und die dahinterstehenden Personenbeziehun-
gen ermöglichen dem Leser eine schnelle Einschätzung der Glaubwürdigkeit der Ursprungsquelle 
vorzunehmen. Die Idee dahinter: Einem Freund des Freundes kann man vertrauen. 

Nachrichtenselektion durch die Masse 

 Die Auswahl an Nachrichten übernimmt zunehmend die Gesamtmasse aller Teilnehmer der Kom-
munikation, anstatt kleine Redaktionskonferenzen oder Chefredakteure. Jeder Teilnehmer des 
Netzwerkes dient dabei als menschlicher Filter, der relevante Nachrichten gewichtet, Resonanz für 
diese verstärkt und damit zur viralen Verbreitung beiträgt.  

 Hinzu kommen automatisierte Content-Aggregatoren wie Google News, Rivva, Tweetmeme, 
Favstar, Wikio, Commentarist, Summify oder Postpost. Sie analysieren Nachrichtenstreams und 
stellen Informationen nach einer (automatischen) Analyse zusammen, häufig unter Berücksichti-
gung persönlicher Präferenzen oder auch der eigenen sozialen Beziehungen.   

Organisationskosten sinken 

 Die Kosten der Organisation von Interessensgruppen sinken. Statt langfristigen Vereinsgründungen 
reichen heute Website, Mailingliste, IRC-Räume54 oder Facebook-Gruppe als Anfang. Gruppen wie 
¢ŜƭŜŎƻƳƛȄ ƻŘŜǊ ŘƛŜ α!ƴƻƴȅƳƻǳǎά-Bewegung zeigen dies.55 Die jüngsten Revolutionen in der arabi-
schen Welt sowie die Demonstrationen in Spanien und Griechenland koordinieren sich, ebenfalls 
ohne Hierarchien, meistens über Facebook.  

 

 

                                                           

50
 Vgl. offizieller Twitter Blog, Measuring Tweets, 2010, http://blog.twitter.com/2010/02/measuring-tweets.html. 

51
 Vgl. AllFaceBook, Facebook Surges Toward 650 Million Users, 2011, http://goo.gl/zPLOK. 

52
 Vgl. SEO United, 1 Minute auf Facebook, 2011, http://www.seo-united.de/blog/internet/1-minute-auf-facebook.htm. 

53
 Blogs verlinken häufiger als klassische Medien auf ihre Quellen. Bei Twitternachrichten spricht man hingegen bei einem Vollzitat von 
einem ĂRetweetñ, auf Facebook wird diese Funktion ĂTeilenñ bzw. ĂSharesñ genannt. 
54

 IRC steht f¿r ĂInternet Relay Chatñ. Es ist entstand 1988 und gehºrt damit zu den ªlteren Chatsystemen. 
55

 Die schnellen Ad-hoc-Organisationen lassen sich auch als ĂDezentrales Clusternñ bezeichnen. Vergleiche dazu: Urbach, Stephan, 
Dezentrales Clustern: Von der Idee bis zum Aufbau, 2011, http://stephanurbach.de/2011/04/dezentrales-clustern/.  




